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Ueber Zwangsverſicherung. 
Von Dr. Heinrich Miſera, n. ö. Landesſecretär. 
II. 


Die Frage, auf welche Weiſe der Staat ſeine Aufgabe löſen ſoll, 
wollen wir in zwei Theile zerlegen. Wir wollen zunächſt von der Art 
und Weiſe der Löſung ſprechen und dann von den Organen, welche 
dieſe Löſung vermitteln ſollen. 

In Oeſterreich iſt die Erſcheinung, daß ſich die öffentlichen Organe 
um die Verſicherung kümmern, keine neue. Die Oberöſterreichiſche wechſel⸗ 
ſeitige Landes⸗Brandſchadenverſicherungsanſtalt, die Salzburger Brand⸗ 
ſchadenverſicherungsanſtalt, die Tiroliſch⸗Vorarlbergiſche wechſelſeitige Ge⸗ 
bäude⸗ und Mobilien-Brandverficherungsanftalt, die Grazer wechſelſeitige 
Brandſchadenverſicherungsanſtalt, die k. k. privilegirte Mähriſche wechſel⸗ 
ſeitige Verſicherungsanſtalt in Brünn, ſowie mehrere große Wiener 
Anſtalten bezeugen durch ihre Organiſirung und ihre ausgebreiteten 


Geſchäfte, daß ſchon feit langer Zeit die Länder und die Oeffentlichkeit 


dem Verſicherungsweſen ein bedeutendes Intereſſe entgegenbringen. In 
neueſter Zeit iſt insbeſondere in Mähren die Frage der Einführung der 
Zwangsverſicherung ſehr lebhaſt erörtert worden. Doch auch der Staat 
hat ſeine Aufmerkſamkeit dem Verſicherungsweſen zugewendet und hat 
bereits anerkannt, daß das Verſicherungsweſen ein Erwerbszweig iſt, 
welcher im Intereſſe der Oeffentlichkeit betrieben wird und daher auch 
von dieſer geregelt und überwacht werden muß. 

Am wichtigſten in dieſer Beziehung iſt das von den Miniſterien 
des Innern, der Juſtiz, des Handels und der Finanzen herausgegebene 


des Innern ein verſicherungstechniſches Bureau errichtet wird, wonach 
ferner die Errichtung von Verſicherungsanſtalten an eine ſtaatliche Con⸗ 
ceſſion geknüpft wird und wonach die Geſellſchaften ver- 
pflichtet werden, den Organen der Staatsaufſicht jederzeit 
alle Behelfe und Aufklärungen zu geben, welche in Aus⸗ 
übung des ſtaatlichen Aufſichtsrechtes gefordert werden, 
und ihnen zu dieſem Zwecke die Einſicht in die Bücher, 
Rechnungen u. ſ. w. der Geſellſchaft jederzeit zu geſtatten. 
| Im deutſchen Reiche iſt nach Art 4, Nr. 1 der Reichsverfaſſung 
das Verſicherungsweſen der Beaufſichtigung und Geſetzgebung des Reiches 
unterworfen. Der bedeutendſte Fortſchritt iſt bei einzelnen deutſchen 
Staaten zu finden, welche auf entſchiedene Weiſe die zwangsweiſe Feuer⸗ 
verſicherung eingeführt haben. In Sachſen beſteht eine auf dem Grund⸗ 
ſatze der Gegenſeitigkeit und des Zwanges beruhende, die Gebäude und 
deren Zubehör ümfaſſende Landes⸗Immobiliar⸗Brandverſicherungsanſtalt, 
deren Angelegenheiten durch das Geſetz vom 25. Auguſt 1876 (Geſetz⸗ 
und Verordnungsblatt für das Königreich Sachſen Nr. 85) geordnet 
ſind. Die zwangsweiſe Verſicherung gilt gegen alle durch Feuer, durch 
kalten Blitzſchlag, oder durch die zur Bewältigung des Brandes getrof⸗ 
fenen Maßregeln herbeigeführten Schäden, doch ſind durch Exploſionen 
verurſachte Schäden ausgeſchloſſen. Im Verhältniſſe zur Verſicherung 
werden vier Arten von unbeweglichen Sachen unterſchieden: 

1. Solche, welche unbedingt beitrittspflichtig ſind (alle mit einem 
„Dache verſehenen Gebäude, ſoweit ſie nicht beſonders ausgenommen ſind, 
jedoch mit Ausſchluß der Gründungsmauern, dann die bei Kirchen und 
anderen öffentlichen Gebäuden vorhandenen Orgeln, Großuhren, Glocken 
und größeren Kirchengeräthe); 

2. ſolche, welche bedingt beitrittspflichtig ſind, d. i., wenn ſie 
verſichert werden, nur bei der Landesanſtalt verſichert werden können 
(Gebäude für vorübergehende Zwecke, Verzierungen von Gebäuden; 
rückſichtlich der erſteren kann die Verſicherung abgelehnt werden, die 
Verſicherung der letzteren erfolgt über ausdrücklichen Antrag des Beſitzers); 

3. ſolche, welche beitrittsſähig, aber nicht beitrittspflichtig find 
(Luſt⸗ und Gartenhäuſer, Schauſpielhäuſer, Begräbnißgebäude u. dergl., 
ſowie die mit Gebäuden in feſter Verbindung ſtehenden Maſchinen und 
endlich die unter der königlichen Civilliſte ſtehenden Gebäude); 

4. ſolche, welche nicht beitrittsfähig find (Pulvermühlen, Pulver⸗ 
magazine, Feuerwerkslaboratorien u. dergl., Keller und Souterrains ohne 
Bedachung oder Ueberbau, die transportablen Gebäude von einem Werthe 
unter 30 Mark). 

Die Verſicherungen der zutrittsfähigen industriellen und landwirth⸗ 
ſchaftlichen Maſchinen und Geräthſchaften bilden eine eigene, von der 
Gebäudeverſicherung getrennte Abtheilung der Anſtalt, welche ohne Mit⸗ 
leidenſchaft der Gebäudeverſicherung nach dem Grundſatze der Gegen⸗ 
ſeitigkeit ſich ſelbſt unterhält. Der Abſchätzung, welche zum Zwecke der 


Feſtſtellung der Verſicherungsſumme, ſowie des Beitrages vorgenommen 
wird, wird ſowohl der Neubauwerth als auch der Zeitwerth, d. i. der 


Werth, welchen das Gebäude zur Zeit der Abſchätzung in baulicher 


Hinſicht hat, zu Grunde gelegt. 

Die Einſchätzung oder Claſſification zur Beitragsleiſtung beſtimmt 
ſich nach dem größeren oder geringeren Riſico, welches bei dem Ver⸗ 
ſicherungsobjecte nach ſeiner Zerſtörbarkeit, nach der eigenen Feuergefähr⸗ 
lichkeit oder nach der Anſteckungsgefahr ſich ergibt. 

Darüber beſtehen umfangreiche Einſchätzungs⸗ und Berechnungs⸗ 
maßregeln und können die Elaſſificationstabellen im Verordnungswege 
umgeändert werden, während eine Abänderung des angenommenen Claſſifi⸗ 
cationsſyſtems nur durch das Geſetz erfolgen kann. 

Sehr wichtig iſt die Beſtimmung, daß die Brandſchadenvergütungs⸗ 
gelder dem Grundſtücke folgen, zu welchem die zerſtörten oder beſchädigten 
Gebäude rechtlich gehören, d. i. daß dieſe Gelder nur zur Wieder— 


herſtellung der zerſtörten oder beſchädigten Gebäude ver⸗ 


wendet werden dürfen. Die Brandſchadenvergütung, welche von Fall 
zu Fall erhoben wird, darf ſelbſtverſtändlich nicht die Verſicherungsſumme 
des beſchädigten Objectes überſteigen. 

Wir wollen bereits hier einige Bemerkungen vorbringen, die auch 
bei den ſpäter zu beſprechenden Staatsanſtalten anzuwenden ſind. Die 
Gefahr, gegen welche verſichert wird, iſt richtig beſtimmt, denn durch 
alle Schäden, welche im Geſetze beſtimmt ſind, kann eine Nothlage 
geſchaffen werden. Nur iſt nicht einzuſehen, warum nur der kalte Blitz⸗ 
ſchlag angeführt wird. Doch iſt es vollkommen entſprechend, daß auch 
die Feuerlöſchmaßregeln einbezogen worden ſind, denn auch dieſe können 
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| Factoren, mit welchen er zu rechnen hat, unbeſtimmbar. Der Rechtsſtaat 
muß aber mit präcis beſtimmten Factoren rechnen. 

In Baden wurde zur gegenſeitigen Verſicherung eine Gebäude⸗ 
verſicherungsanſtalt durch das Geſetz vom 29. März 1852 eingerichtet. 
Dieſelbe verfichert ſämmtliche zum Beitritte verpflichtete oder zu⸗ 
| gelaſſene Eigenthümer von Gebäuden gegen die Beſchädigung durch Brand, 
durch Blitzſtrahl und durch Feuerlöſchmaßregeln und leiſtet zur Wieder⸗ 
herſtellung der zerſtörten Objecte eine Entſchädigung. Für Feuerſchaden, 
welcher im Kriege an Gebäuden entſteht, wird von der Anſtalt keine 
Entſchädigung geleiſtet, wenn das Feuer zur Erreichung militäriſcher 
Zwecke vorſätzlich erregt worden iſt. 

Die Feuerverſicherungsanſtalt vergütet keinen Schaden, wenn der 
Eigenthümer das Feuer vorſätzlich oder aus Fahrläſſigkeit oder den 
Schaden durch Löſchmaßregeln in gewinnſüchtiger oder anderer böſer Ab⸗ 
ſicht verurſacht hat, doch darf dies den Hypothekargläubigern nicht zum 
| Nachtheile gereichen. 

Zur Theilnahme an der Feuerverſicherungsanſtalt find alle Gebäude 
verpflichtet mit Ausnahme der großherzoglichen und ſtandesherrlichen 
Schlöſſer, der Gebäude unter einem Werthe von 100 Mark, der 
Pulvermühlen und Pulvermagazine. 

Luſtgebäude, die nicht zur Wohnung dienen können, ſind nicht 
verſicherungspflichtig, wohl aber verſicherungsfähig, und iſt nach voll⸗ 
zogener Aufnahme ein Rücktritt nicht geſtattet. Auch bei Privatver⸗ 
ſicherungsanſtalten darf verſichert werden, jedoch nur inſoweit, als der 
Staat nicht die vollkommene Entſchädigung leiſtet oder überhaupt nicht 
verſichert. 
| Die Durchſchnittsſumme des mittleren Bauwerthes zur Zeit der 


ſehr leicht derartige Dimenſionen annehmen, daß hiedurch die wirth⸗ Abſchätzung und des Kaufwerthes bildet den Verſicherungsanſchlag des 


ſchaftliche Nothlage gefördert wird. Sehr richtig iſt die Unterſcheidung 
der einzelnen Gegenſtände, die verſichert werden. An der Verſicherung 
von Luxusbauten und Luxusſachen hat die Oeffentlichkeit kein Intereſſe, 


eine zwangsweiſe Verſicherung iſt daher unnttz. Dagegen iſt es nicht Verſicherungsſumme gezahlt, bei theilweiſer Beſchädigung hat ſich die 


Gebäudes. Iſt jedoch der Kaufwerth höher als der mittlere Bauwerth, 
ſo wird der letztere allein als Verſicherungsanſchlag angenommen. 


Bei gänzlicher Zerſtörung des Gebäudes werden nur der 


dem Principe entſprechend, daß Maſchinen nur beitrittsfähig ſind. Entſchadigung zu den Wiederherſtellungskoſten fo zu verhalten, wie % 


Maſchinen ſind für das wirthſchaftliche Leben Desjenigen, welcher ſie 
beſitzt, ſehr oft von ſo großer Bedeutung, daß mit ihrem Beſtande die 
wirthſchaftliche Exiſtenz der betreffenden Perſönlichkeit im innigſten 
Zuſammenhange ſteht. Aus denſelben Gründen wäre auch die zwangs⸗ 
weiſe Verſicherung von Handwerkszeug, Waarenlageru und anderen 
derartigen Sachen, welche die Vorbedingung für die Production der 
einzelnen Individuen bilden, unter gewiſſen Bedingungen von größter 
Bedeutung. Die Schwierigkeit der Durchführung ändert nichts an dem 
Principe. 

Wenn es auch vom verſicherungstechniſchen Standpunkte richtig iſt, 
daß gewiſſe beſonders feuergefährliche Gegenſtände von der Verſicherung 
ausgeſchloſſen werden, und wenn auch durch die Ausſchließung der im 
ſächſiſchen Geſetze aufgezählten Gebäude zum größten Theile das Princip 
nicht verletzt wird, ſo wäre es vom wirthſchaftlichen Standpunkte voll⸗ 
kommen unrichtig, überhaupt beſonders feuergefährliche Gegenftände von 
der Verſicherung auszuſchließen. 

Denn namentlich in Oeſterreich ſind noch ſehr viele arme Leute 


im Beſitze ſolcher beſonders feuergefährlicher Gebäude. Es iſt billig, daß 


für ſolche Gebäude eine höhere Gebühr gezahlt wird. Wenn dies aber 
nicht geſchehen kann, müſſen eben gegenüber dieſen Leuten die Maß⸗ 
regeln, welche das Inſtitut der „Meidung“ zur Verfügung ſtellt, ſehr 
ſtreng gehandhabt werden, und muß insbeſondere auch auf die Hebung 
der Jutelligenz in der Bevölkerung hingearbeitet werden. Die Claſſification 
widerſpricht nicht dem Principe. Für Leiſtungen des Staates wird ja 
ſehr oft gezahlt, deshalb beſteht der Begriff der „Gebühr“. Warum 
ſollen für größere Leiſtungen des Staates nicht größere Gebühren gezahlt 
werden? 


Von nicht zu unterſchätzender Wichtigkeit iſt die Beſtimmung, daß 


die Brandſchadenvergütungsgelder nur zur Wiederherſtellung der zer⸗ 
ſtörten oder beſchädigten Gebäude verwendet werden dürfen. Denn die 
Verſicherung geſchiet nur im Intereſſe der Oeffentlichkeit. Das Intereſſe 
der Oeffentlichkeit iſt im vorliegenden Falle, daß beſtehende Verhältniſſe 


nicht zerſtört werden und daß hiedurch nicht eine Nothlage geſchaffen 


wird. Dieſes Intereſſe der Oeffentlichkeit kann nur dann gewahrt werden, 
wenn die beſtehenden Verhältniſſe wieder, ſoviel als möglich, hergeſtellt 
werden. Geſchieht dies nicht, ſo iſt keine controlirbare Garantie dafür 
vorhanden, daß keine Nothlage entſteht. Wenn der Staat etwas gibt, 
muß er genau wiſſen, wozu er es gibt. Geſchieht dies nicht, ſo ſind die 


| Die Bedürfniſſe der Anſtalt werden durch Umlage auf ſämmtliche 


der Verſicherungsſumme zu den Koſten des Neubaues. 

Die. Auszahlung der Brandentſchädigungsgelder erfolgt in der. 
Regel in zwei gleichen Theilen, zur einen Hälfte, wenn die Wieder⸗ 
herſtellung des Gebäudes bis zu dieſem Betrage fortgeſchritten iſt, die 
andere Hälfte nach Vollendung des Gebäudes. Nur kleine Entſchädigungs⸗ 
beträge werden ſofort ausbezahlt. 


verſicherte Gebäude nach Verhältniß ihrer Verſicherungsanſchläge auf⸗ 
gebracht. Der Umlagefuß für ſämmtliche Gebäude in einer Gemeinde 
iſt gleich. Die Gemeinden werden in vier Claſſen eingetheilt. Die Claſſen 
richten ſich nach dem Verhältniſſe der in einer Gemeinde gezahlten 
Brandentſchädigungen zum Geſammtverſicherungsanſchlage der 
betreffenden Gemeinde gelegenen verſicherten Gebäude. 


Die allgemeine Brandverſicherungsanſtalt in Württemberg iſt 
durch das Geſetz vom 14. März 1853 neu geregelt worden und beruht 
auf dem Grundſatze der Wechſelſeitigkeit und des Zwanges. Dieſelbe 
umfaßt blos Gebäude. Ausgeſchloſſen von der Theilnahme ſind: 
1. Gebäude, welche nicht 25 fl. werth ſind; 2. Pulvermühlen und 
Pulvermagazine; 3. die zu militäriſchen Zwecken beſtimmten Feſtungs⸗ 
gebäude. Von der Verbindlichkeit zur Theilnahme befreit ſind: 1. Luſt⸗ 
und Gartenhäuſer, welche nicht zur Wohnung eingerichtet ſind; 2. Privat⸗ 
gebäude des Königs; 3. beſonders feuergefährliche Gebäude. 

Die Anſtalt verſichert gegen Schäden, welche durch Feuer, Blitz⸗ 
ſtrahl und durch Feuerlöſchmaßregeln entſtanden ſind. Feuerſchäden, 
welche im Kriege vorſätzlich erregt worden ſind, werden nur zum dritten 
Ei aus der Brandverſicherungscaſſe erſetzt. 

Bei der Schätzung iſt blos das Gebäude als ſolches in Betracht zu 
ziehen, ohne Rückſicht auf den Werth des Bauplatzes, die Lage u. dgl. 
Die Mittel der Anſtalt werden durch Umlage auf die verſicherten 
Gebäude nach Verhältniß des Verſicherungsbetrages aufgebracht und iſt 
der Umlagefuß mit folgenden Ausnahmen bei allen Gebäuden gleich: 
| 1. Bis zur Hälfte des Verſicherungsbeitrages kann herabgeſtiegen 
werden bei Kirchen, die mit Blitzableitern verſehen ſind; bis zu drei 
Viertheilen bei feuerſicher gebauten, von benachbarten Häuſern oder 
Waldungen mindeſtens 20 Fuß entfernten Gebäuden; 

2. bis zu / über den ordentlichen Beitrag kann aufgeſtiegen 
werden: bei nicht feuerfeſt gebauten, von Nachbarhäuſern oder Waldungen 


in der 
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nicht mindeſtens 400 Fuß entfernten Gebäuden, bei Gebäuden mit nicht ſehr großer Fortſchritt zu verzeichnen iſt, jo wird es kaum nöthig fein, 
abgeſchiedenen Feuerwerkſtätten; das „Wie“ noch weiter zu beleuchten, und es glaubt der Schreiber, 

3. über 11 des Beitrages iſt bei beſonders ſenergefährlichen ſeine Aufgabe vollkommen erfüllt zu haben, wenn er auf die oben bei 
Objecten zu entrichten. Sachſen gemachten Bemerkungen hinweiſt. Anders verhält ſich die Sache, 

Der Schade wird von Fall zu Fall erhoben und es darf nicht wenn man die Organe, welche die Zwangsverſicherung durchführen ſollen, 
mehr als die Verſicherungsſumme ausbezahlt werden. Die Vergütung in's Auge faſſen will, da in Oeſterreich die Verhältniſſe in vielfacher 
muß zur Verſicherungsſumme in demſelben Verhältniſſe ſtehen, wie die Beziehung andere ſind, als im deutſchen Reiche. 

Wiederherſtellungskoſten zum Geſammtbaukoſtenaufwande. et ie 

Die Auszahlung der Entſchädigungsgelder, welche vollſtändig nur > a 
zum Wiederaufbaue und zwar in der Regel auf der früheren Bauſtelle Mittheilungen aus der Praris. 
zu verwenden ſind, und gar nicht gepfändet werden können, —— 
erfolgt in angemefjenen Abtheilungen nach Maßgabe des Baufortſchrittes. 

In Baiern beſteht für die Landestheile rechts des Rheines eine 
auf dem Grundſatze der Gegenſeitigkeit beruhende Brandverſicherungs⸗ 
anſtalt, deren Verhältniſſe neueſtens durch das Geſetz vom 3. April 1875 
geregelt worden ſind. 

Die Theilnahme an dieſer Anſtalt ift im Allgemeinen freigegeben, 
dagegen die Verſicherung von Gebäuden bei anderen Brandverſicherungs⸗ 
anſtalten oder Geſellſchaften unter dem Nachtheile der Nichtigkeit verboten. 

Der Anſtalt müſſen jedoch einverleibt werden: 

1. Die ſämmtlichen Gebäude des Staates; 

2. die Gebäude der minderjährigen oder ſonſt unter Curatel 
ſtehenden Perſonen; 

3. die Gebäude der Gemeinden, Stiftungen, Kirchen, Schulen; 

4. die Gebäude der Pfarreien, Beneficien, ſtändigen Curatien, 
Pfarrvicariate und Expoſituren; 

5. die Gebäude, welche Eigenthum Mehrerer ſind, wenn einer 
der Betheiligten die Einverleibung verlangt; 


Leichenbeſtattungsunternehmungen find zu ſolchen Gewerben zu 
zählen, für welche die Bee der Betriebsanlage erforder: 
ich iſt. 

Anläßlich der Beſchwerde des Martin P. in G. wegen Ent⸗ 
fernung der unmittelbar an ſein Haus anſtoßenden Leichenaufbahrungs⸗ 
und Leichenbeſtattungsanſtalt hat das k. k. Miniſterium des Innern 
unterm 28. Februar 1887, 3. 21.963, ausgeſprochen, „daß, nachdem 
durch die Miniſterialverordnung vom 30. December 1885, R. G. Bl. 
Nr. 13 ex 1886, die Leichenbeſtattungsunternehmungen unter die 
conceſſionirten Gewerbe eingereiht wurden, es keinem Zweifel unter⸗ 
liegen kann, daß ein ſolches Unternehmen rückſichtlich ſeines Standortes 
und ſeiner Betriebsart, daher auch rückſichtlich der Benützung, Auf⸗ 
bewahrung und Reinigung aller dazugehörigen Utenſilten, insbeſondere 
auch im Hinblicke auf die hiebei zu beachtenden ſanitären Rückſichten 
unter jene Anlagen fällt, für welche nach § 25 der Gewerbegeſetznovelle 
die Genehmigung der Betriebsanlage erforderlich iſt“ und hat das 
Miniſterium die Statthalterei angewieſen, über die Zuläſſigkeit des 

6. die Gebäude, auf welcher Hypotheken haften, ſobald ein Beſtandes der fraglichen Anſtalt an der dermaligen Stelle und die etwa 
Hypothekargläubiger die Einverleibung gerichtlich verlangt; nothwendigen Bedingungen und Beſchränkungen dem Stadtrathe in G. 


7. die Gebäude der in Gant gerathenen Perſonen, ſobald ein als Gewerbsbehörde die Verhandlung und inſtanzmäßige Entſcheidung 
Gläubiger die Einverleibung verlangt. aufzutragen. r. 


Im Uebrigen ſind Gegenſtand der Verſicherung alle Gebäude, 
gleichviel ob dieſelben zu Wohnungen oder zu anderen Zwecken beſtimmt Notizen 
ſind. Mauern, Zäune und andere derartige Gegenſtände, welche mit 5 - 
dem Gebäude in bleibende Verbindung gebracht find, können mit dem (Dienſtentweichung und Aufnahme eines entwichenen Dienſt⸗ 
Gebäude gleichfalls verſichert werden, doch kann eine ſolche Verſicherung boten. Thatbeſtand letzterer Uebertretung. Zuſtändigkeit der 
auch bei einer anderen Anſtalt geſchehen. Vorſtehung der Gemeinde, aus deren Bereiche der Dienſtbote 

Einrichtungen für Gewerbs⸗ und Fabriksbetriebe, insbeſondere entwichen war, zur Strafamtshandlung bezüglich der Ueber⸗ 
Maſchinen und Werkeinrichtungen, welche mit dem Gebäude derart in tretung der Aufnahme des Entwichenen vermöge des Grundes der 
bleibende Verbindung gebracht ſind, daß ſie im Augenblicke der Gefahr Connexität.) Das „Kärntneriſche Gemeindeblatt“ enthält in Nr. 1 und 2 de 
nicht ohne Beſchädigung entfernt werden können, dürfen mit den 1887 folgende Mittheilung: In einer kürzlich von der k. k. Landesregierung in 
Gebäuden, zu welchen fie gehören, bis zu 90% des Schätzungswerthes Kärnten gefällten Entſcheidung find die Vorausſetzungen, dereu Zuſammentreffen 
verſichert werden; der Reſt von 10% darf anderweitig nicht verſichert den Thatbeſtand der Uebertretung des § 17 der kärnt. Dienſtbotenordnung 
werden. begründet, in beſonders klarer uud faßlicher Weiſe dargelegt; aber auch der 

Ausgeſchloſſen von der Verſicherung ſind Gebäude im Werthe weitere Inhalt derſelben iſt ſo belangreich, daß wir ihn der möglichſt aufmerk⸗ 
unter 100 Mark, Schaubuden, Bau⸗ und Wirthſchaftshütten, Petroleum⸗ ſamen Beachtung unſerer Leſer empfehlen müſſen. 

Lagerhäuſer, Pulvermühlen, Pulvermagazine, Feuerwerks⸗Laboratorien⸗ Die 88 16 und 17 der Dienſtbotenordnung für das Land lauten: 
gebäude, welche zur Fabrication oder Aufbewahrung von Schießbaum⸗ § 16. Dienſtboten, die vor Ablauf der Dienſtzeit ohne geſetzmäßigen 
wolle oder von anderen explodirenden Stoffen beſtimmt ſind, ferner e ae ee eh EI En 
e 7 N Ne ; 0 e e i e 

iſolirt liegende, ausſchließlich zu militäriſchen Zwecken beſtimmte wang zur Rückkehr 0 den Dienſt Mchn. Sie ſind Nin an 1 5 
Feſtungsgebäude. ü trafe zu unterziehen und ſind verpflichtet, den aus der unerlaubten Dienſtes⸗ 

Verweigert kann die Aufnahme werden für die nicht der abſoluten verlaffung entftandenen Schaden zu erſetzen. — Will aber der Dienſtgeber den 
Zwangsverſicherung unterliegenden Gebäude ſolcher Perſonen, welche entlaufenen Dienſtboten nicht wieder aufnehmen, ſo kann er ſtatt desſelben einen 
wegen vorſätzlicher oder wiederholt wegen ſahrläſſiger Brandſtiftung en ana Ho r 
beſtraſt worden find. Da hier die Zwangsverſicherung nur eine unvoll⸗ 9 17. Wer einen Dienſtboten, von dem er weiß oder doch aus den 
kommene iſt, ſo wollen wir uns mit dieſer Brandſchadenverſicherungs⸗ Umſtänden vermuthen mußte, daß er entlaufen ſei, Unterkommen oder Auf⸗ 
anſtalt nicht weiter beſchäftigen. ee Pate 1 5 a 2 u as 12 abe 

a 3 N Ri u be u 1 rſatze e ein lenſtgeber Ur le ntweichun 
Städt en 0 et e ee in mehreren rm aeg Schadens, ſowie der durch die Aufaahme eines anderen Dienft 

ädten (jo Ber 10% eee e Mund Landestheilen zu Gunſten der boten verurſachten Mehrkoſten zur ungetheilten Hand mit dem entlaufenen Dienſt⸗ 
betreffenden öffentlichen Feuerverſicherungsanſtalten, deren Einrichtung boten verpflichtet. 


— (T mm mn — 


zum größten Theile landesherrlichen Anordnungen, wie ſchon oben Der Fall lag ſo: Der Knecht E. war ſeinem, in der Gemeinde F. wohn⸗ 
erwähnt, aus früherer Zeit zu verdanken iſt. In anderen Landestheilen haften Dienſtgeber entwichen und hatte dann bei mehreren Beſitzern in der 
ſind derartige Privilegien aufgehoben worden. Gemeinde S., darunter auch bei einem gewiſſen H., Taglöhnerarbeit verrichtet. 


Der Verſicherungszwang iſt entweder direct und unbedingt, da Die Gemeinde F., an welche ſich der geſchädigte Dienſtgeber gewendet hatte, 
jedes Gebäude in der betreffenden Stadt oder Provinz oder nur das eröffnete nun das Verfahren gegen dieſe auswärtigen Beſitzer wegen Aufnahme 
mit Hypothekarlaſten behaftete Gebäude verſichert fein muß, oder indirect, des entlauſenen Dienſtboten nach 8 17 der Dienſtbotenordnung, führte es jedoch 
da keine andere Verſicherungsanſtalt zugelaſſen iſt. nur bezüglich des H. zu Ende, indem ſie denſelben wegen der bezeichneten Ueber⸗ 
e Im Vorſtehenden iſt gezeigt worden, auf welche Weiſe die „Ver⸗ tretung mit 5 fl. beſtrafte und zum Schadenerſatze verpflichtete. Dieſes Straf⸗ 
ſicherung“ bisher von den öffentlichen Corporationen behandelt wurde. urtheil wurde jedoch zufolge Recurſes von der vorgeſetzten k. k. Bezirkshaupt⸗ 
Da bei den einzelnen deutſchen Staaten in dieſer Beziehung bereits ein | mannſchaft K. wegen nicht erwieſenen Thatbeſtandes aufgehoben. Der durch 


die Entweichung feines Knechtes geſchädigte Dienſtgeber recurrirte gegen dieſen 
Freiſpruch, welcher ihn auch ſeines Schadenerſatzanſpruches au den Arbeitgeber 
des Entlaufenen beraubte, an die Landesregierung; dieſe letztere behob die 
Entſcheidung der Bezirkshauptmannſchaft und beſtätigte das Strafurtheil der 
Gemeinde mit folgender Begründung: „Die Gemeindevorſtehung war vollkommen 
berechtigt, in der Rechtfertigung des H., er habe den E. in der dringendſten Zeit 
ohne Dienſtbuch, auf deſſen Angabe hin, daß dieſer vorher beim vulgo P. in S. 
als Taglöhner gearbeitet habe, gleichfalls als Taglöhner aufgenommen, das 
Eingeſtändniß der Uebertretung des 8 17 der Dienſtbotenordnung zu erblicken; 
denn die bezeichneten Umſtände ſind für Jeden, der mit den Geſindeverhält⸗ 
niſſen im Lande Kärnten bekannt iſt, zumal alſo für einen bäuerlichen Beſttzer, 
als derartige auf den erſten Blick erkennbar, daß daraus vermuthet werden 
muß: Derjenige, bei welchem fie zutreffen, jet ein entlaufener Dienſtbote. In 
der That hat ſich auch H. in ſeinem, gegen das gemeindeämtliche Straferkenntniß 
eingebrachten Recurſe nicht ſo ſehr dagegen beſchwert, daß er, ſondern vielmehr 
dagegen, daß er allein unter den Arbeitgebern des E. zur Strafe gezogen wurde, und 
die vollkommen begründete Bitte geſtellt, daß alle dieſe Arbeitgeber zur Rechen⸗ 
ſchaft gezogen werden ſollen.“ Die von der Gemeindevorſtehung in F. dem H. 
auferlegte Strafe wurde als angemeſſen beſtätigt und beigefügt, daß eine 
Milderung im Hinblicke auf die volkswirthſchaftliche Schädlichkeit der Ueber⸗ 
tretung, durch deren häufiges Vorkommen das in den Kreiſen der bäuerlichen 
Beſitzer am meiſten beklagte Unweſen der Dienſtflucht erſt recht ermöglicht und 
begünſtigt wird, gänzlich unzuläſſig ſei. — Schließlich wurde die Durchführung 
des Verfahrens nach 8 17 der Dienſtbotenordnung gegen die übrigen Arbeit⸗ 
geber des E. durch die Vorſtehung der Gemeinde, aus deren Bereiche der 
Genannte entwichen war und welche daher gegen ihn das Strafamt gehandelt 
hatte, bezüglich Schuld, Strafe und Schadenerſatz angeordnet und hiedurch dem 
ausgeſprochenen Wunſche des bislang allein beſtraften Arbeitgebers H. Rechnung 
getragen. — Zur Begründung dieſer Anordnung wurde bemerkt, daß dieſelbe 
ebenſo ſehr im öffentlichen, als im privaten Intereſſe ſowohl des geſchädigten 
Dienſtgebers, als des zum Schadenerſatze verpflichteten Arbeitgebers gelegen ſei, 
und zwar des Letzteren deshalb, weil ihm durch die in dieſer Weiſe eröffnete 
Möglichkeit des Regreſſes gemäß 8 1302 a. b. G. B. die Solidarhaft für den 
durch die Entweichung dem Dienſtgeber erwachſenen Schaden erleichtert werde. — 
Die Verfügung, daß alle unrechtmäßigen Arbeitgeber des Entlaufenen ohne 
Rückſicht auf ihren Wohnſtß von der Vorſtehung der Gemeinde, aus- deren 
Bereiche der Dienſtbote entwichen iſt, zur Verantwortung zu ziehen ſeien, beruht 


auf dem Grundſatze, daß Uebertretungen, die unter einander in Verbindung ſtehen, 


von ein und derſelben Strafbehörde abzuhandeln ſind. Die Handlungsweiſe des 
Dienſt⸗ oder Arbeitgebers unter den im § 17 der Dienſtbotenordnung vorgeſehenen 
Bedingungen wird dadurch rechtswidrig und ſtrafbar, daß ihr die Uebertretung 
des 8 16 durch den entlaufenen Dienſtboten vorausgeht; die Uebertretung des 
8 16 iſt alſo unter allen Umſtänden Vorausſetzung jeder Uebertretung des 8 17 
der Dienſtbotenordnung und darin beſteht die, die Competenz einer einzigen 
Strafbehörde begründende Verbindung der beiden Uebertretungen. Naturgemäß 
wird der durch die Entweichung ſeines Knechtes geſchädigte Dienſtgeber die 
Gemeindebehörde ſeines eigenen Wohnortes anrufen; dieſe Behörde iſt auch in 
den weitaus meiſten Fällen viel mehr geeignet und geneigt, demſelben zu ſeinem 
Rechte zu verhelfen, als eine auswärtige Gemeindebehörde, die es vielleicht in 
Verkennung ihrer Pflicht vorzieht, bei der Verhandlung die Intereſſen des eigenen, 
um Strafe und Schadenerſatz belangten Inſaſſen den Rechten des Auswärtigen 
voranzuſtellen. 


Geſetze und Verordnungen. 


1886. II. Semeſter. 


Landes⸗Geſetz⸗ und Verordnungsblatt für das 
Oeſterreich unter der Enns. 

XXI. Stück. Ausgeg. am 15. December. — 55. Kundmachung des k. k. 
Statthalters im Erzherzogthume Oeſterreich unter der Enns vom 18. Novem⸗ 
ber 1886, Z. 54.738, betreffend die Feſtſetzung der Verpflegstaxe in den k. k. 
Krankenanſtalten in Wien für das Jahr 1887. — 56. Kundmachung des k. k. 
Statthalters im Erzherzogthume Oeſterreich unter der Enns vom 1. Decem⸗ 
ber 1886, Z. 61.042, betreffend den zur Bedeckung der Koſten für die nieder⸗ 
öſterreichiſche Handels⸗ und Gewerbekammer im Jahre 1887 einzuhebenden 
Zuſchlag zur Erwerb⸗ und Einkommenſteuer. 

XXII. Stück. Ausgeg. am 23. December. — 57. Kundmachung der k. k. 
niederöſterreichiſchen Finanz⸗Landesdirection vom 7. December 1886, Z. 56.878, 


Erzherzogthum 
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rathes bekleideten Bezirkshauptmann in Budweis 


XXIII. Stück. Ausgeg. am 30. December. — 58. Kundmachung des k. k. 
Statthalters im Erzherzogthume Oeſterreich unter der Enns vom 12. Decem⸗ 
ber 1886, Z. 63.355, betreffend die Feſtſetzung der täglichen Verpflegsgebühren 
im allgemeinen öffentlichen Krankenhauſe zu Suczawa in der Bukowina. — 59. 
Kundmachung des k. k. Statthalters im Erzherzogthume Oeſterreich unter der 
Enns vom 17. December 1886, Z. 64.556, betreffend die Feſtſetzung der Ver⸗ 
pflegstaxen im St. Johanns⸗Spitale in Salzburg. — 60. Kundmachung des 
k. k. Statthalters im Erzherzogthume Oeſterreich unter der Enns vom 19. Decems 
ber 1886, Z. 63.729, betreffend die vom Militärärar und aus Landesmitteln 
im Jahre 1887 zu leiſtende Vergütung für die der Mannſchaft auf dem Durch⸗ 
zuge von den Quartierträgern gebührende Mittagskoſt. 

XXIV. Stück. Ausgeg. am 31. December — 61. Kundmachung des k. k. 
Statthalters im Erzherzogthume Oeſterreich unter der Enns vom 12. Decem⸗ 
ber 1886, Z. 55.927 über den erſten Nachtrag zur Evidenzvorſchrift, zweiter 
Theil — Gagiſten in der Reſerve — vom Jahre 1881. 

Perſonalien. 
Seine Majeſtät haben dem Sectionschef im Miniſterium des Innern 
Ferdinand Ritter von Erb den Freiherrnſtand taxfrei verliehen. 

Seine Majeſtät haben dem Statthaltereirathe in Lemberg Leopold Ritter 
von Lachowski anläßlich deſſen Penſionirung die Allerhöchſte Zufriedenheit 
ausdrücken laſſen. 

Seine Majeſtät haben den mit Titel und Charakter eines Statthalterei⸗ 

f Joſeph Ritter Brechler von 
Troskowitz zum Statthaltereirathe bei der böhmiſchen Statthalterei ernannt. 
Seine Majeſtät haben dem Bezirkshauptmanne Franz Paris in Melnik 
den Titel und Charakter eines Statthaltereirathes taxfrei verliehen. 
Seine Majeſtät haben dem Baurathe bei der k. k. Statthalterei in Linz 
ranz Greutter anläßlich deſſen Penſtonirung den Titel und Charakter eines 
Oberbaurathes tarfrei verliehen. 

Seine Majeſtät haben dem Architekten Otto Thienemann in Wien 

den Titel eines Baurathes taxfrei verliehen. 


Erledigungen. 


Bezirkscommiſſärsſtelle in Böhmen, eventuell eine Statthaltereiconcipiſten⸗ 
ſtelle, bis 26. Juni. (Amtsbl. Nr. 134.) 

Rechnungsrevidenten⸗, eventuell Rechnungsofficials⸗ und Rechnungs⸗ 
aſſiſtentenſtellen bei der k. k. niederöſterreichiſchen Statthalterei in der neunten, 
beziehungsweise zehnten und eilften Rangsclaſſe, bis Ende Juni. (Amtsbl. Nr. 135.) 

Acht landesfürſtliche Bezirksthierarztſtellen in Mähren in der a 

Rangsclaſſe, bis 10. Juli. (Amtsbl. Nr. 135.) 
Zwei landesfürſtliche Bezirksarztſtellen zweiter Claſſe in der zehnten 
Rangsclaſſe in Oberöſterreich, bis 12. Juli. (Amtsbl. Nr. 136.) 

Vier landesfürſtliche Bezirksthierarztſtellen in Oberöſterreich in der eilften 
Rangsclaſſe, bis Mitte Juli. (Amtsbl. Nr. 136.) 

Vier landesfürſtliche Bezirksthierarztſtellen in der eilften Rangsclaſſe in 
Schleſien, bis 10. Juli. (Amtsbl. Nr. 186.) 

Sanitätsaſſiſtentenſtelle für den Sanitätsbezirk Bielitz mit 500 fl. Adjutum 
jährlich, bis 15. Inli. (Amtsbl. Nr. 136.) 

Officialsſtelle bei der Landesregierung in Kärnten in der zehnten Rangs⸗ 
elaſſe, eventuell eine Kanzliſtenſtelle in der eilften Rangsclaſſe, bis Mitte Juli. 
(Amtsbl. Nr. 137.) 

Zwei Bezirksthierarztſtellen in Kärnten in der eilften Rangsclaſſe, bis 
Mitte Juli. (Amtsbl. Nr. 137.) 

Evidenzhaltungs⸗Obergeometersſtelle in der neunten Rangsclaſſe, eventuell 
Evidenzhaltungsgeometersſtelle erſter und zweiter Claffe, beziehungsweiſe eine 
Evidenzhaltungselevenſtelle mit 500 fl. Adjutum jährlich in Böhmen, bis 7. Juli. 
(Amtsbl. Nr. 137.) 


Concurs. 


In Folge Beſchluſſes des Stadtverordnetencollegiums vom 31. Mai 
wird hiemit zur Wiederbeſetzung der bei dem gefertigten Magiſtrate erledigten 
Stelle eines Magiſtratrathes der Concurs ausgeſchrieben. 

Mit dieſer Magiſtratrathsſtelle iſt ein Jahresgehalt von 1600 fl., dann 
zwei Quinquennalzulagen von à 200 fl. und eine Activitätszulage von jährlichen 
350 fl. verbunden. 

Als Qualification wird ein Alter unter 40 Jahren, deutſche Nationalität, 
abſolvirte juridiſche Studien, 3 theoretiſche Staatsprüfungen oder das juridiſche 
Doctorat und die praktiſche Staatsprüfung für den Verwaltungsdienſt gefordert. 

Bewerbern, welche aus dem Staats⸗ oder Communaldienſte eintreten, wird 
9 1 ihrer bisherigen Dienſtzeit jedoch höchſtens bis zu 10 Jahren 
geſichert. 

Die hienach gehörig inſtruirten Geſuche um Verleihung der ausgeſchrie⸗ 
benen Stelle ſind bis zum 31. Juli l. J. hieramts einzubringen. 

Magiſtrat Reichenberg, 7. Juni 1887. Der Bürgermeiſter: 

J. U. Dr. Carl Schücker. 


d iezu für die P. T. Abonnenten der Zeitſchrift ſammt 
den Erkeuntniſſen des k. k. Verwaltungsgerichtshofes als Beilage: 


betreffend die Termine zur Einzahlung der directen Steuern für das Jahr 1887. | Bogen 5 und 6 der Erkenutniſſe 1887. 


Druck der k. Wiener Zeitung. 


Verantwortlicher Redacteur: A. Heilmann. 


Für den Druck verantwortlich C. Gruß. 
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